Kreis⸗ 


für den Kreis Marienburg Weſtpr. 


Erſcheint Mittwoch und Sonnabend Abend. 


Nr. 29. 


Marienburg, den 13. April 


Statut 


der 
gemeinſamen 
Gemeinde-Kranken-Perſicherung 


für 
den Kreis Marienburg. 


Auf Grund des $ 12, Abſatz 2 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes vom 10. April 1892 (R.⸗G.⸗Bl. 1892 
S. 417) und des Geſetzes betreffend weitere Abänderungen 
des Krankenverſicherungsgeſetzes, vom 25. Mai 1903 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 233) ſowie 15 §$ 202 und 116 der 
13. Dezember 1872 a 

19. März 1881 wird unter Auf⸗ 


a 21. Dezember 1592 
hebung des Statuts vom 21. Januar 1893 


Statut für den Kreis Marienburg beſchloſſen: 
8 1. 


Sämtliche Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke 
des Kreiſes werden zu einer gemeinſamen Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung vereinigt, deren Träger der Kreis 
Marienburg iſt. 

ED 


Der Krankenverſicherungspflicht unterliegen die im 
$ 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 10. April 1892 
bezeichneten Arbeiter, ſoweit dieſe nicht einer der im 
$ 4 a. a. O. bezeichneten Krankenkaſſe angehören, bezw. 
ſoweit fie nicht auf Grund der 88 2b, 3, 3a, 3b und 
75 von der Verſicherungspflicht befreit oder auf ihren 
Antrag zu befreien ſind. 

Zum Beitritt berechtigt find die im § 4 Abſatz 2 
des Geſetzes genannten im Kreiſe Marienburg beſchäftigten 
Perſonen. 

Die Spezialkaſſierer können die beitrittsberechtigten 
Perſonen vor ihrer Aufnahme in die Kaſſe einer ärztlichen 
Unterſuchung durch einen Kaſſenarzt unterziehen laſſen 
und, wenn dieſe eine bereits beſtehende Krankheit ergibt, 
von der Verſicherung zurückweiſen. 


Kreisordnung vom 


folgendes 


Für die verſicherungspflichtigen Perſonen beginnt 
die Mitgliedſchaft mit dem Tage, an welchem ſie in die 
ihre Verſicherungspflicht begründende Beſchäftigung ein⸗ 
treten; für die zum Beitritte berechtigten Perſonen be⸗ 
ginnt die Mitgliedſchaft mit dem Tage der ſchriftlichen 
oder mündlichen Anmeldung bei dem Ortsvorſteher ihres 
Aufenthaltsortes. ; 


Die Anmeldung muß enthalten: 

Den Vor⸗ und Zunamen, das Alter des Ange— 
meldeten, die Beſchäftigung, in welcher er ſteht und ſeine 
derzeitige Wohnung. 

Die Mitgliedſchaft endigt für die verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen gleichzeitig mit der die Mitgliedſchaft 
begründenden Beſchäftigung. Dieſelben können jedoch 
der Spezialkaſſe weiterhin freiwillig angehören, wenn 
und ſolange ſie die Verſicherungsbeiträge auch weiterhin 
zahlen und entweder im Gemeindebezirk ihres bisherigen 
Aufenthaltes verbleiben oder in dem Gemeindebezirk 
ihren Aufenthalt nehmen, in welchem fie zuletzt be- 
ſchäftigt wurden. 

Für die beitrittsberechtigten Perſonen endigt die 
Mitgliedſchaft durch mündliche oder ſchriftliche Austritts⸗ 
erklärung bei dem zuſtändigen Spezialkaſſierer oder, 
falls die Kaſſenbeiträge an zwei auf einander folgenden 
Zahlungsterminen nicht geleiſtet werden, mit dem zweiten 
Zahlungstermine. 

Für die bis zum Erlöſchen der Mitgliedſchaft 
fälligen Beiträge bleiben die Ausgeſchiedenen verhaftet. 


8 4. 

Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beſchäftigte 
verſicherungspflichtige Perſon, ſoweit dieſelbe nach dieſem 
Statut zur gemeinſamen Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
des Kreiſes Marienburg gehört, ſpäteſtens am dritten 
Tage der Beſchäftigung bei dem Ortsvorſteher des Be⸗ 
ſchäftigungsortes anzumelden. 

Für Perſonen, welche nach der Natur ihres Ge⸗ 
werbes abwechſelnd in verſchiedenen Gemeindebezirken be⸗ 
ſchäftigt werden, gilt als Beſchäftigungsort der Sitz des 
Gewerbebetriebes bezw. der Betriebsleitung. 

Die Abmeldung der Verſicherten hat durch ben 
Arbeitgeber gleichfalls ſpäteſtens am dritten Tage nach 
Beendigung des Arbeitsverhältniſſes zu erfolgen. 

Veränderungen, durch welche während der Dauer 
der Beſchäftigung die Verſicherungspflicht für ſolche 
Perſonen begründet wird, die der Verſicherungspflicht 
auf Grund ihrer Beſchäftigung bisher nicht unterlagen, 
ſind ſpäteſtens am dritten Tage nach ihrem Eintritt 
gleichfalls anzumelden. 

Das gleiche gilt bei Aenderungen des Arbeits— 
vertrages, welche die Verſicherungspflicht der im § 1 
Abſatz 4 des Geſetzes bezeichneten Perſonen zur Folge haben. 

Die Anmeldung muß enthalten: 

Den Vor⸗ und Zunamen, ſowie das Alter und die 
Beſchäftigung des Anzumeldenden und den Zeitpunkt 
des Eintritts in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung. 

Die Abmeldung muß enthalten: : 

Den Vor⸗ und Zunamen des Abzumeldenden, den 
Zeitpunkt des Austritts aus der verſicherungspflichtigen 
Beſchäftigung. 

Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepflicht nicht ge⸗ 
nügen, verfallen nach $ 81 des Geſetzes in eine Geld- 
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ftrafe bis zu 20 % und haben außerdem gemäß § 50 
des Geſetzes alle Aufwendungen zu erſtatten, welche die 
Kaſſe zur Unterſtützung einer vor der Anmeldung er⸗ 
krankten Perſon auf Grund der geſetzlichen Vorſchrift 
oder der Vorſchrift dieſes Statuts gemacht hat. 


§ 5. 
Krankenunterſtützung 
gewährt: 

vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche 

Behandlung und Arzenei, 

. Die Lieferung von Brillen, Bruchbändern und 
ähnlichen Vorrichtungen oder Heilmitteln, welche 
zur Heilung des Erkrankten oder zur Wieder⸗ 
herſtellung und Erhaltung der Erwerbsfähigkeit 
nach beendigtem Heilverfahren erforderlich ſind, 

im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom 3. Tage 
nach dem Tage der Erkrankung ab für jeden 
Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe der Hälfte 
des im § 11 feſtgeſetzten ortsüblichen Tage⸗ 
lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. 

Die Krankenunterſtützung wird für die Dauer der 
Erkrankung gewährt; ſie endet ſpäteſtens mit dem Ab⸗ 
lauf der 26. Woche nach Beginn der Krankheit, im 
Falle der Erwerbsunfähigkeit ſpäteſtens mit dem Ablauf 
der 26. Woche nach Beginn des Krankengeldbezuges. 
Endet der Bezug des Krankengeldes erſt nach Ablauf 
der 26. Woche nach dem Beginn der Krankheit, ſo endet 
mit dem Bezuge des Krankengeldes zugleich auch der 
Anſpruch auf die im Abſatz 1 unter Ziffer 1 und 2 be⸗ 
zeichneten Leiſtungen. 

Krankengeld wird nicht gewährt bei Krankheiten, 
welche die Beteiligten ſich vorſätzlich oder durch ſchuld⸗ 
hafte Beteiligung bei Schlägereien und Raufhändeln oder 
durch Trunkfälligkeit zugezogen haben. Solchen Ver⸗ 
ſicherten, welche die Kaſſe durch eine mit Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte bedrohte ſtrafbare Handlung 
geſchädigt haben, wird das Krankengeld für die Dauer 
von 12 Monaten ſeit Begehung der Straftat entzogen. 

Verſicherten, welche von der gemeinſamen Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung die Krankenunterſtützung ununter⸗ 
brochen oder im Laufe eines Zeitraums von 12 Monaten 
für 26 Wochen bezogen haben, wird bei Eintritt eines 
neuen Unterſtützungsfalles, ſofern dieſer durch die gleiche 
nicht gehobene Krankheitsurſache veranlaßt iſt, im Laufe 
der nächſten 12 Monate Krankenunterſtützung nur für 
die Geſamtdauer von 13 Wochen gewährt. 


$ 6. 

An Stelle der im $ 5 vorgeſchriebenen Leiſtungen 

kann freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe 
gewährt werden: 

1. für diejenigen Erkrankten, welche verheiratet 
ſind oder eine eigene Haushaltung haben oder 
Mitglieder der Haushaltung ihrer Familie ſind, 
mit ihrer Zuſtimmung, oder unabhängig von 
derſelben, wenn die Art der Krankheit An⸗ 
forderungen an die Behandlung oder Ver⸗ 
pflegung ſtellt, welchen in der Familie des 
Erkrankten nicht genügt werden kann, ferner 
wenn die Krankheit eine anſteckende iſt, oder 
wenn der Erkrankte den ihm von dem be⸗ 
handelnden Arzte gegebenen und den nach $ 17 
des Statuts zu erlaſſenden Verhaltungsmaß⸗ 
regeln und Vorſchriften zuwiderhandelt, ebenſo 
wenn ſein Zuſtand oder Verhalten eine fort⸗ 
geſetzte Beobachtung erfordert; 


Als wird den Kaſſenmit⸗ 


gliedern 
We 


2 


ow 
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2. für alleinſtehende Erkrankte unbedingt. 

Hat der in einem Krankenhaus Untergebrachte An⸗ 
gehörige, deren Unterhalt er bisher aus ſeinem Arbeits⸗ 
verdienſte beſtritten hat, ſo wird neben der freien Kur 
und Verpflegung des Erkrankten den Angehörigen als 
Unterſtützung die Hälfte des im $ 5 Ziffer 3 feſtge⸗ 
ſetzten Krankengeldes gewährt. 

aye 

Verſicherte, welche den über die Krankenmeldung, 
über das Verhalten der Kranken und über die Kranken⸗ 
aufſicht erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Vorſchriften 
oder den Anordnungen des behandelnden Arztes zu⸗ 
widerhandeln, können durch den Kreis- Ausſchuß mit 
Ordnungsſtrafen bis zum dreifachen Betrage des täglichen 
Krankengeldes für jeden Uebertretungsfall belegt werden. 


8 8. 


Die ärztliche Behandlung der erkrankten Mitglieder 
erfolgt nach vorheriger Meldung bei dem zuſtändigen 
Spezialkaſſierer durch einen der vom Kreiſe angeſtellten 
Kaſſenärzte, unter denen die Erkrankten freie Wahl haben. 
Sit vom Beginn der Krankheit an der Beſuch des Arztes 
in der Behauſung des Kranken notwendig, ſo muß ſtets 
der zunächſt wohnende Kaſſenarzt hinzugezogen werden. 
Ein Wechſel des Kaſſenarztes im Laufe einer Krankheit 
bedarf der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. — § 17. — 
Koſten, welche durch Zuziehung eines anderen Arztes 
erwachſen, werden nur erſetzt, wenn die Zuziehung auf 
Anordnung oder mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
oder auf Verlangen des Kaſſenarztes oder bei Gefahr 
im Verzuge erfolgt iſt. 

Die Arzeneien ſind aus den Apotheken auf Grund 
der vom Kaſſenarzte zu verſchreibenden Rezepte zu ent⸗ 
nehmen. Die Rezepte müſſen äußerlich erkennen laſſen, 
daß ſie für ein Kaſſenmitglied beſtimmt ſind. Die 
Lieferung der ſonſt erforderlichen Heilmittel (S 5 Nr. 2) 
iſt durch den Kaſſenarzt beim Kreisausſchuß zu beantragen. 


8 9. 


Die Auszahlung des Krankengeldes erfolgt an 
jedem Sonnabend für die abgelaufene Woche durch die 
zuſtändige Spezialkaſſe nach Vorlegung eines vom Kaſſen⸗ 
arzte auszuſtellenden Krankenſcheines, in welchem die 
Zahl der Wochentage, während welcher der Erkrankte 
erwerbsunfähig war, angegeben fein muß. ($ 24.) 


$ 10. 

Hat der Kaſſenarzt Grund zu der Annahme, daß 
einer der im $ 5 bezeichneten, die Gewährung von 
Krankengeld ausſchließenden Fälle vorliegt, ſo iſt dieſes 
in dem Krankenſcheine zu vermerken. 


$ 11. 
Der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter 
ijt für jetzt feſtgeſtellt auf 
a. in den ländlichen Ortſchaften des Streifes 
1,50 für erwachſene männliche Arbeiter, 
5 5 weibliche 
„ jugendliche männliche 
pa 7 weibliche 
b. in der Stadt Marienburg 
1,60 & für erwachſene männliche Arbeiter, 
‚ „ 71 ” weibliche 
0,80 „ „ jugendliche männliche 
weibliche 


’ ” ” 


0,85 „ 


4 


” 


” 


” 
” 


’ SEA ” ” 


e. in der Stadt Neuteich 


1,80 .% für erwachſene männliche Arbeiter, 
DAT A weibliche 1 
1,20 „ „jugendliche männliche „ 
WORT 5 weibliche en 
d. in der Stadt Tiegenhof 
1,80 , für erwachſene männliche Arbeiter, 
HOON a 75 weibliche = 
1,00 „ „ jugendliche männliche „ 
S ye weibliche 25 


8 12. 

Die Verſicherungsbeiträge belaufen ſich auf 3 % 
des von der höheren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten 
ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. Sie 
betragen alſo nach den Feſtſetzungen (§ 11) für die Woche 

a. in den ländlichen Ortſchaften des Kreiſes 


für erwachſene männliche Arbeiter rund 27 6, 
” ” weibliche ” ” 17 , 
„ jugendliche männliche „ „ 
a 75 weibliche 5 AA 
b. in der Stadt Marienburg 
für erwachſene männliche Arbeiter rund 29 3, 
7 70 weibliche E „ „ 
„ jugendliche männliche „ e, 
” ” weibliche ” ” 11 ” 
c. in der Stadt Neuteich 
für erwachſene männliche Arbeiter rund 32 5, 
y UA weibliche ” ” 22 ” 
„ jugendliche männliche „ „ 
" ” weibliche „ „ 14 „ 
d. in der Stadt Fiegenho 
für erwachſene männliche Arbeiter rund 32 4, 
7 7 weibliche r gin ho te 
„ jugendliche männliche „ e 
1 75 weibliche 5 „ 
Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, die Beiträge für 


die von ihnen beſchäftigten Perſonen vierwöchentlich im 
Voraus zu der Spezialkaſſe des Beſchäftigungsortes des 
Verſicherungspflichtigen (S 21) und zwar fo lange zu 
zahlen, bis die vorſchriftsmäßige Abmeldung ($ 4) er⸗ 
folgt iſt. Für diejenigen Perſonen, welche im Laufe 
einer Woche der Verſicherung beitreten, oder aus der 
Verſicherung ausſcheiden, iſt für jede angefangene Woche 
der volle Wochenbeitrag zu entrichten. Wenn die abge⸗ 
meldete Perſon innerhalb der vierwöchentlichen Zahlungs⸗ 
periode aus der Verſicherung ausſcheidet, fo find für den be- 
treffenden Zeitraum die Beiträge dem Arbeitgeber von der 
Specialkaſſe zurückzuerſtatten. Als Woche gilt der Zeit⸗ 
raum von Montag bis Sonntag einſchließlich. Erfolgt 
der Eintritt und Austritt im Laufe eines Zeitraumes 
von 7 Tagen, ſo iſt nur ein einmaliger Wochenbeitrag 
zu entrichten. 
§ 13. 

Zu den Beiträgen für verſicherungspflichtige Perſonen 
hat der Arbeitgeber ein Drittel aus eigenen Mitteln zu 
leiſten, die anderen zwei Drittel iſt er berechtigt, den 
Verſicherten bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug 
zu bringen, ſoweit ſie auf dieſe Lohnzahlungsperiode 
anteilweiſe entfallen. ; 

Streitigkeiten zwiſchen den Kaſſenmitgliedern und 
ihren Arbeitgebern über die Berechnung und Anrechnung 
der von den erſteren zu leiſtenden Beiträge werden vor⸗ 
behaltlich der Zuſtändigkeit der Innungen zur Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und 
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ihren Lehrlingen, ſowie der Zuſtändigkeit der Innungs⸗ 
Schiedsgerichte von dem für den Beſchäftigungsort zu⸗ 
ſtändigen Gewerbegerichte, ſoweit es ſich aber um ſolche 
Kaſſenmitglieder handelt, welche nicht unter $ 2 des 
Geſetzes betreffend die Gewerbegerichte vom 29. Juli 
1890 fallen, auf Anrufen einer Partei vorläufig von 
dem Gemeindevorſteher, andernfalls von dem ordentlichen 
Richter entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Gewerbegerichtes finden 
die Rechtsmittel ſtatt, welche in den zur Zuſtändigkeit 
der Amtsgerichte gehörigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
zuläſſig ſind. Die Berufung an das Landgericht iſt 
jedoch nur zuläſſig, wenn der Wert des Streitgegenſtandes 
den Betrag von 100 % überſteigt. Die Entſcheidung des 
Gemeindevorſtehers wird rechtskräftig, wenn nicht binnen 
10 Tagen nach Verkündung von einer der anweſenden 
Parteien, oder binnen 10 Tagen nach der Behändigung von 
einer bei der Verkündigung nicht zugegen geweſenen Partei 
Klage bei dem ordentlichen Gerichte erhoben wird. 

Streitigkeiten zwiſchen den Kaſſenmitgliedern und 
ihren Arbeitgebern einerſeits und der Kaſſe andererſeits 
über das Verſicherungsverhältnis oder die Verpflichtung 
zur Leiſtung von Beiträgen oder über Unterſtützungs⸗ 
Anſprüche werden von dem Landrat entſchieden. 

Die Entſcheidung kann binnen vier Wochen nach 
der Zuſtellung mittelſt Klage bei dem ordentlichen Gerichte 
angefochten werden. 

Die Entſcheidung iſt vorläufig vollſtreckbar, ſoweit 
es ſich um Streitigkeiten über Unterſtützungs⸗Anſprüche 
handelt. 

§ 14. 

Die verſicherungsberechtigten (S 2 Abſ. 2) und 
freiwillig verſicherten (S 3 Abſ. 3) Perſonen haben die 
vollen Wochenbeiträge in derſelben Weiſe, wie dieſes im 
§ 12 für die Arbeitgeber beſtimmt iſt, ſelbſt zum 
Fälligkeitstermine an die Spezialkaſſe ihres Aufenthalts⸗ 
ortes einzuzahlen oder koſtenlos einzuſenden. 

$ 15. 

Für die Zeit der durch Krankheit herbeigeführten 
Erwerbsunfähigkeit werden Beiträge nicht gezahlt. Die 
Mitgliedſchaft dauert während des Bezuges von Kranken⸗ 
geld fort. 

Rückſtändige Beiträge werden in derſelben Weiſe 
beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. Dieſelben haben 
das Vorzugsrecht des § 54 Nr. 1 der Reichs-Konkurs⸗ 
ordnung vom 10. Februar 1877. Die Spezialkaſſierer 
bleiben für rechtzeitige Anmeldung der Forderung zur 
Maſſe haftbar. 

$ 16. 

Jeder Arbeitgeber erhält für jede von ihm be⸗ 
ſchäftigte verſicherungspflichtige Perſon ein Ouittungs⸗ 
buch bei der erſten Beitragszahlung durch den Spezial⸗ 
fajfterer eingehändigt. Jede freiwillig beitretende Perſon 
hat bei der erſten Beitragszahlung ein von ihr beſchafftes 
Quittungsbuch dem Spezialkaſſierer vorzulegen. 

Jede Beitragszahlung iſt in dem Quittungsbuche 
durch den Spezial⸗Kaſſierer zu vermerken. Kaſſenmit⸗ 
gliedern, für welche die Einzahlung der Beiträge durch 
den Arbeitgeber erfolgt, iſt das Quittungsbuch bei jeder 
Lohnzahlung auf Verlangen zur Einſicht vorzulegen und 
beim Ausſcheiden aus der Beſchäftigung auszuhändigen. 

§ 17. 

Die Verwaltung der gemeinſamen Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung in Sonderheit auch die Kaſſen⸗ 
verwaltung überwacht und leitet der Kreis-Ausſchuß. 
Er erläßt die zur Ausführung dieſes Statuts erforder⸗ 
lichen Anweiſungen über das Kaffen und Rechnungs⸗ 


wejen, er beſtimmt die Kaſſenärzte, Apotheker, Kranken⸗ 
häuſer, ſchließt mit denſelben, ſoweit erforderlich, Ver⸗ 
träge und regelt die Art der Verabfolgung von Arzenei 
und ſonſtigen Heilmitteln, ſoweit dieſelben vom Kaſſen⸗ 
arzte verordnet find. Die Namen der Kaſſenärzte werden 
von dem Kreis-Ausſchuß durch das Kreisblatt bekannt 
gemacht, desgleichen auch die erlaſſenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen veröffentlicht. Der Kreis⸗Ausſchuß prüft 
die Jahresrechnung und legt dieſelbe dem Kreistage zur 
Entlaſtung vor. ; 

§ 18. 

Der Landrat hat die laufenden Geſchäfte der ge⸗ 
meinſamen Gemeinde-Krankenverſicherung zu führen, er 
hat dieſelbe in allen gerichtlichen und außergerichtlichen 
Angelegenheiten mit Einſchluß derjenigen Geſchäfte und 
Rechtshandlungen, für welche nach dem Geſetze Spezial⸗ 
Vollmacht erforderlich iſt, zu vertreten. 

§ 19. 

Die Kaſſenführung erfolgt durch die Kreis⸗Kranken⸗ 
kaſſe als Hauptkaſſe und durch Spezialkaſſen ($ 21), 
welche für Rechnung der Hauptkaſſe die Einziehung der 
Verſicherungsbeiträge zu bewirken und Zahlung zu leiſten 
haben. Das Rechnungsjahr der Gemeinde-Kranken⸗ 
verſicherung fällt mit dem Etatsjahr zuſammen. 

§ 20. 

Die Buchführung der Hauptkaſſe erfolgt auf Grund 

der vom Kreisausſchuß erlaſſenen Anordnungen. 
§ 21. 

Für jede Stadt, jede Gemeinde und jeden Guts⸗ 
bezirk wird eine Spezialkaſſe errichtet. Zur Führung 
derſelben ijt jeder Ortsvorſteher (Bürgermeiſter, Gemeinde⸗ 
und Gutsvorſteher) verpflichtet. Mit Genehmigung des 
Kreisausſchuſſes kann die Führung der Spezialkaſſe 
einem anderen Gemeindemitgliede (Steuererheber) über⸗ 
tragen werden. 

§ 22. 

Durch übereinſtimmenden Beſchluß der Beteiligten 
kann mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes für mehrere 
aneinandergrenzende Gemeinde- und Gutsbezirke eine 
gemeinſame Spezialkaſſe gebildet werden. In dieſem 
Falle ſind die Gemeindevorſteher verpflichtet, die bei 
ihnen erfolgten An- und Abmeldungen zwecks Berichtigung 
des Heberegiſters der Spezialkaſſe ſofort dem Spezial⸗ 
kaſſierer mitzuteilen. 

§ 23. 

Jeder Spezialkaſſierer hat folgende Bücher zu 
führen: 

1. ein Heberegiſter und An- und Abmeldebuch, 

2. eine Krankenliſte und Ausgabe-⸗Journal. 

Die Abführung der Beiträge an die Hauptkaſſe 
hat vierteljährlich bis zum 15. Tage des erſten Quartal⸗ 
monats für das verfloſſene Quartal zu erfolgen. 

8 24. 

Die Spezialkaſſierer haben die Beſtände der Kranken⸗ 
kaſſe ſtets getrennt von ſonſtigen Kaſſenbeſtänden auf⸗ 
zubewahren. Sie haben auf Grund der Krankenſcheine 
($ 9) das Krankengeld gemäß § 5 Nr. 3 zu zahlen 
und dasſelbe in der Krankenliſte in Ausgabe nachzu⸗ 
weiſen. Im Falle des § 10 hat die Zahlung des 
Krankengeldes erſt zu erfolgen, nachdem die Genehmigung 
des Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes eingeholt iſt. 

Ueberſteigen im Laufe des Vierteljahres die Aus⸗ 
gaben die Einnahmen, ſo hat die Gemeindekaſſe oder 
der Gutsvorſteher des Sitzes der Spezialkaſſe die er⸗ 
forderlichen Vorſchüſſe zu leiſten und dieſelben bei der 
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nächſten Abrechnung mit der Hauptkaſſe zur Erſtattung 
nachzuweiſen. Der Spezialkaſſe ſteht es jedoch frei, bei 
umfangreichen Unterſtützungen, den Kreis⸗Ausſchuß um 
Gewährung eines Vorſchuſſes zu erſuchen. 


825 

Die Einnahme⸗Ueberſchüſſe der Kreiskrankenkaſſe, 
welche ſich beim Jahresabſchluß ergeben, ſind, ſoweit ſie 
nicht zur Deckung von Vorſchüſſen in Anſpruch genommen 
werden, zu einem Reſervefonds anzuſammeln. Die Ueber⸗ 
ſchüſſe ſind auf den Namen der gemeinſamen Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung bei der Kreisſparkaſſe zinsbar zu 
belegen. 

Reichen die Beſtände der Hauptkaſſe zur Deckung 
der Ausgaben nicht aus, ſo hat die Kreiskommunalkaſſe 
die erforderlichen Vorſchüſſe zu leiſten. Die Vorſchüſſe 
ſind beim Jahresabſchluſſe aus dem Reſervefonds zu 
decken. 

8 26. 

Die beim Kreisausſchuſſe und der Hauptkaſſe er⸗ 
wachſenden ſachlichen Koſten werden vom Kreiſe, die be⸗ 
den einzelnen Spezialkaſſen entſtehenden ſachlichen Koſten 
von den betreffenden Gemeinde- und Gutsbezirken ge⸗ 
tragen. In Sonderheit bezieht ſich dieſe Vorſchrift auf 
die Portokoſten, die erforderlichen Druckformulare und 
Quittungsbücher. Bei gemeinſamen Spezialkaſſen werden 
die durch die Kaſſenverwaltung entſtehenden ſachlichen 
Koſten von den beteiligten Gemeinde- und Gutsbezirken 
nach der Zahl der Kaſſenmitglieder anteilig getragen, 
monatlich verteilt und bis zur Erſtattung von der Ge⸗ 
meindekaſſe oder dem Gutsvorſteher des Sitzes der 
Spezialkaſſe verauslagt. Etwaige Streitigkeiten ent⸗ 
ſcheidet endgültig der Kreis⸗Ausſchuß. 

Der Schriftwechſel zwiſchen den Spezialkaſſen und 
dem Kreis⸗Ausſchuſſe bezw. der Hauptkaſſe ijt gegen⸗ 
ſeitig zu frankieren. 


$ 27. 


Die Aufſicht über die Kaſſe wird nach Maßgabe 
der Vorſchriften des Krankenverſicherungs⸗Geſetzes von 
dem Königlichen Regierungs-Präſidenten in Danzig 
wahrgenommen. 

So beſchloſſen in der Sitzung des Kreistages des 
Kreiſes Marienburg am 22. Dezember 1903. 


gez. A. Oehlrich. gez. Fórfter. gez. V. Wiebe. 
gez. Frhr. Senfft von Pilſach. 


Das vorſtehende Statut der gemeinſamen Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung für den Kreis Marienburg wird hier⸗ 
mit genehmigt; daſſelbe tritt vom 1. Januar 1904 ab 
in Kraft. 


Danzig, den 27. Februar 1904. 
(L. S.) 


Der Regierungs-Präſident. 
J. V.: v. Lieres. 


Nr. 2. Polizei⸗ Verordnung, 


betreffend den 
Betrieb landwirtſchaftlicher Maſchinen innerhalb der 
Provinz Weſtpreußen. 

Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 in Verbindung mit den 
$$ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Poltzei⸗Verwaltung 
vom 11. März 1850 wird hierdurch unter Zuſtimmung des 
Provinzialrats für den Umfang der Provinz Weſtpreußen ver⸗ 
ordnet was folgt: 

8 1. 

Landwirtſchaftliche Maſchinen, die durch Tiere oder durch 
elementare Kräfte (Wind, Waſſer, Dampf, Gas, heiße Luft) 
bewegt werden, müſſen während des Betriebes in allen um⸗ 
gehenden Teilen, Rädern und Wellen, welche weniger als 2 m 
vom Boden entfernt ſind, derartig abgeſperrt oder bedeckt ſein, 
daß die Bedienungsmannſchaften und andere Perſonen bei ge- 
wöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht von den gehenden Werken er⸗ 
griffen werden können. s 

2. 

Dieſelbe Beſtimmung gilt für bie Räder der Göpelwerke, 
die dazu gehörigen rotierenden Treibeſtangen (Leitungswellen) 
ſowie für alle Uebertragungen und Kuppelungen, durch welche 
die Göpelwerke mit landwirtſchaftlichen Maſchinen in Ver⸗ 
bindung geſetzt ſind. 

8 3. 

Die Vorſchriften des $ 1 finden keine Anwendung, 

a. auf Dreſchmaſchinen, welche durch Dampfkraft ge⸗ 

trieben werden, 

. auf die Schwungräder der Häckſelmaſchinen, 

. auf Maſchinen, die ihre Arbeit im Fahren verrichten, 

. auf Lokomobilen, 

. auf bie bereits der Vorſchrift des § 120 Abſ. 3 der 
Reichsgewerbeordnung unterliegenden Maſchinen zum 
Betriebe von Molkereien, Spiritusbrennereien, Stärke⸗ 
fabriken und Ziegeleien, ſowie Wind⸗ und Waſſermühlen. 

Dagegen gilt $ 2 dieſer Verordnung auch für die Göpel⸗ 
werke, welche zum Betriebe der vorſtehend unter b und e auf⸗ 
geführten Maſchinen, ausſchließlich der Wind⸗ und Waſſer⸗ 
mühlen, verwendet werden. 


enon 


§ 4. 

Wenn bei Dreſchmaſchinen um das Einfütterungsloch für 
das Getreide ſich tiſchartig erhöhte Bretterflächen befinden, auf 
welchen fic) Menſchen zum Herbeiſchaffen der Garben zu be⸗ 
wegen haben, ſo iſt das Einfütterungsloch mit einer mindeſtens 
15 em hohen Leiſte oder mit einer Bretterwand von mindeſtens 
derſelben Höhe zu umgeben. 

Dieſe Vorſchrift gilt für alle Dreſchmaſchinen, die durch 
tieriſche oder durch elementare Kräfte bewegt werden, ſie findet 
jedoch keine Anwendung auf Maſchinen mit ſelbſttätiger Ein⸗ 
legevorrichtung. 

Ferner kann auch bei anderen Maſchinen, die in Abſ. 1 
dieſes § geforderte Vorrichtung auf der Seite nach dem Stand- 


platz des Garbeneinlegers hin fortbleiben, wenn dieſer Stanb= | 


platz ſich in einem mindeſtens 25 cm tiefen Bretterkaſten befindet. 
BSD, 

Bei Häckſelmaſchinen tft die zum Einſchieben des Strohes 
dienende Rinne mit einer feſten Bretterverkleidung ſoweit zu 
verſehen, daß man mit dem ausgeſtreckten Arm unter dieſer 
Verkleidung nicht bis an das Schneidewerk der Maſchine her⸗ 
anreichen kann. 


8 6. 

Alle Arbeiter, welche durch ihre Beſchäftigung in die un⸗ 
mittelbare Nähe gehender Maſchinenteile (§ 1 und 2) geführt 
werden, müſſen während der Arbeit eine an den Körper eng 
anſchließende Kleidung tragen. 
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Dies gilt auch für die weiblichen Arbeiter, ſoweit es 
tunlich iſt; jedenfalls müſſen deren weite Kleider, insbeſondere 
an den unteren Teilen durch Bänder zuſammengehalten werden. 

8 7. 

Solange die treibende Kraft in Tätigkeit iſt, dürfen die 
gehenden Teile einer landwirtſchaftlichen Maſchine irgend welcher 
Art nur von der mit der Leitung der Maſchine betrauten 
Perſon zum Zweck des Schmierens und des Befühlens berührt 
werden. (§ 8.) 

Dasſelbe gilt hinſichtlich der Göpelwerke. 


$ 8. 
Die landwirtſchaftlichen Maſchinen, einſchließlich der Göpel⸗ 
werke und die dazu gehörigen Motoren ſind, ſolange die letzteren 
auf die erſteren wirken, unter Aufſicht zu ſtellen. Mit dieſer 
Aufſicht dürfen nur erfahrene und zuverläſſige Perſonen betraut 
werden. 
Perſonen unter 16 Jahren iſt die Aufſicht über den 
Beirieb der Maſchine, ſowie die Führung der elementaren 
treibenden Kraft nicht anzuvertrauen. 


$ 9. 

Die Fürſorge für die Beobachtung der obigen Be⸗ 
ſtimmungen wird verlangt: 

a. von dem erſten Leiter des landwirtſchaftlichen Betriebes 
eventl. von deſſen Stellvertreter hinſichtlich der Ein⸗ 
richtung der Maſchinen, hinſichtlich des Vorhandenſeins 
der erforderlichen Schutzvorrichtungen und hinſichtlich 
der Befolgung des $ 8; 

b. im übrigen von dem Aufſeher. 

Iſt ein Aufſeher nicht beſtellt, fo tritt überall die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Betriebsleiters, eventl. des Stellver⸗ 
treters ein. 

$ 10. 

Die Inhaber der Maſchinen find verpflichtet, Reviſionen 
der Maſchinen und ihres Betriebes durch die ſtaatlichen Auf⸗ 
ſichtsorgane jederzeit zu geſtatten. 

§ 11. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit 
Geldſtrafen bis zu 30 & belegt, an deren Stelle im Unver⸗ 
mögensfalle eine entſprechende Haftſtrafe tritt. 

§ 12. 

Eine gleiche Strafe ($ 11) trifft denjenigen, welcher die 
in dieſer Verordnung vorgeſchriebenen Schutzvorrichtungen vor⸗ 
ſätzlich oder aus Fahrläſſigkeit während des Betriebes der 
Maſchine entfernt oder vernichtet. 

8 13. 

Vorſtehende Poltzei⸗Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 
dieſes Jahres in Kraft. 

Mit demſelben Tage gelangen nachſtehende Verordnungen: 

die Polizei > Verordnung des Regierungs⸗Präſidenten zu 

Danzig vom 5. Dezember 1883, betreffend die Ver⸗ 

kleidung der Maſchinenteile, inſoweit ſich dieſe Verordnung 

auf den Betrieb landwirtſchaftlicher Maſchinen bezieht, 

. Die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Marienwerder, be⸗ 
treffend die Sicherheitsvorrichtungen bei den durch Roß⸗ 
werk bezw. Dampf⸗ und Waſſerkraft betriebenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Maſchinen vom 28. September 1874, 

. die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Flatow, betreffend 
die Sicherheits vorrichtungen bei den durch Roßwerk, bezw. 
Dampf- und Waſſerkraft betriebenen landwirtſchaftlichen 
Maſchinen vom 27. Mai 1885, 

„die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Graudenz über den 
Betrieb landwirtſchaftlicher Maſchinen vom 15. Mai 1886, 

die auf Benutzung von Göpelwerken bezügliche Polizet- 
Verordnung für den Kreis Löbau vom 18. Februar 1888, 
inſoweit ſich dieſelbe auf die zum Betriebe landwirtſchaft⸗ 
licher Maſchinen dieneaden Göpelwerke bezieht, 


ib 


6. die Polizei⸗Verordnung für den Kreis Dt. Krone, betr. 
die Sicherheitsvorrichtungen bei den durch Roßwerk bezw. 
Dampf⸗ und Waſſerkraft betriebenen landwirtſchaftlichen 
Maſchinen vom 9. Februar 1889, 

ſowie alle ſonſtigen für den Umfang der Provinz oder Teile 
derſelben erlaſſenen Polizei- Verordnungen, welche mit dem 
Juhalt dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehen, zur Aufhebung. 
Danzig, den 22. Mai 1890. 
Der Oberpräſident. von Leipziger. 


Marienburg, den 9. April 1904. 
Vorſtehende Polizei⸗Verordnung wird hierdurch erneut zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht. 


Nr. 3. Marienburg, den 5. April 1904. 

In neuerer Zeit iſt mehrfach darüber Klage geführt worden, 
daß die Polizeibehörden bei der Vorbereitung der ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfolgung von Verfälſchungen von Nahrungs⸗ 
mitteln die geeigneten Sachverſtändigen nicht in dem erforder⸗ 
lichen Maße zuzögen. Unter anderem ſollen die über die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Ware gehörten Chemiker öfter auch als be⸗ 
rufene Gutachter über gleichzeitig zu entſcheidende auf mediziniſchem 
Gebiet oder anf dem Gebiete von Handel und Verkehr liegende 
Fragen angeſehen und es fol von der Anhörung ärztlicher 
und gewerblicher Sachverſtändiger Abſtand genommen worden 
ſein. Ein ſolches Verfahren entſpricht nicht den beſtehenden 
Beſtimmungen. Nach denſelben ſoll ſich die gutachtliche An⸗ 
hörung der Chemiker auf die Frage der chemiſchen Zuſammen⸗ 
ſetzung der Ware beſchränken und die Begutachtung der weiteren 
Fragen, ob die Ware in der feſtgeſtellten Zuſammenſetzung ge⸗ 
ſundheitsſchädlich und ob fie „zum Zweck der Täuſchung im 
Handel und Verkehr“ (§ 10 des Nahrungsmittelgeſetzes) ver⸗ 
fälſcht iſt, ärztlichen bezw. gewerbl hen, ſpeziell mit den Ge⸗ 
wohnheiten des betreffenden Induſtriezweiges vertrauten Sach⸗ 
verſtändigen unterſtehen. Die Zuziehung ſolcher Sachverſtändiger 
ſoll in allen irgendwie zweifelhaften Fällen erfolg n. 

Beſonderer Wert muß darauf gelegt werden, daß die 
Polizeibehörden die erforderlichen Gutachten von geeigneter 
Stelle einholen. Zu dem Ende haben ſie für Fragen auf dem 
Gebiete von Handel und Verkehr die amtlichen Handelsver⸗ 
tretungen fim Benennung geeigneter Sachverſtändiger, geeigneten: 
falls um direkte Abgabe eines Gutachtens zu erſuchen. 


Nr. 4. Marienburg, den 2. April 1904. 

Die Herren Standesbeamten des Kreiſes werden an die 
pünktliche Einhaltung des Termins (15. April) zur Einreichung 
der Nachweiſung über die im verfloſſenen Vierteljahr vorge⸗ 
kommenen Geburten, Todesfälle und Eheſchließungen an den 
Königl. Kreisarzt hierſelbſt hierdurch erinnert. 


Nr. 5. Marienburg, den 2. April 1904. 
Höherer Beſtimmung gemäß werden die Herren Standes⸗ 
beamten der ländlichen Bezirke des Kreiſes hierdurch angewieſen, 
behufs Herſtellung eiuer Statiſtik der Todesfälle an Pocken 
über jeden zur Anmeldung gekommenen Sterbefall an Pocken 
binnen 2 Tage nach geſchehener Anmeldung ein Duplikat 
der für das Königl. Statiſtiſche Bureau ausgefertigten Zähl⸗ 
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karte an den Herrn Kreisarzt in Marienburg unfrankirt zu | 


überſenden. ; 

Die qu. Duplikate find am oberen Rande mit dem Worte 
„Abſchrift“ zu bezeichnen. Die Entſchädigung für die An⸗ 
fertigung derſelben wird in gleicher Weiſe wie für die Her⸗ 
ſtellung der Zählkarte ſelbſt erfolgen. 

Die Ortspolizeibehörden des Kreiſes werden noch beſonders 
angewieſen, dem Herrn Kreisarzt jede in dieſer Angelegenheit 
gewünſchte Aufklärung ſofort und in erſchöpfender Weife zu⸗ 
gehen zu laſſen. ; 


Nr. 6. Marienburg, den 2. April 1904. 

Unter Bezugnahme auf meine Kreisblatt⸗Verfügung vom 
27. Juli 1902 Seite 122 — erinnere ich die Ortspolizeibe⸗ 
hörden des Kreiſes an die rechtzeitige Vornahme der jähr⸗ 
lich zweimal und zwar je einmal im Sommer und im Winter 
abzuhaltenden Reviſionen der gewerblichen Aulag en. 
Die Reviſionen dürfen in keinem Falle verſäumt werden, da 
fonft die zufolge vorbezeichneter Kreisblatt - Verfügung am 
10. November jeden Jahres an mich eingureidjenden Ka⸗ 
taſterblätter für gewerbliche Anlagen nicht gehörig vervollſtändigt 
werden können. Beſonderer Anzeigen, daß die Revifionen tat 
ſächlich ſtattgefunden haben, bedarf es nicht. 


Nr. 7. Marienburg, den 5. April 1904. 
Neuausbrüche von Schweineſeuche 
Kreiſe ee Namen der Eigentümer. 
Graudenz Hansgath Gutsbezirk 
3 Schönthal Beſitzer Kornblum 
Danziger Freien huben Amts vorſteher Froeſe 
Niederung 
Dt. Krone | Salm Kutſcher Schleuder, Arbeiter 
Klückmann, Koller und 
Schülke 
Erloſchen iſt die Seuche in 
Danziger Zug dam Molkereipächter Zulauf u. 
Niederung Arbeiter Kohnke 
Nr. 8. Marienburg, den 6. April 1904. 


Die Durchſchnittsmarktpreiſe in Marienburg haben 
im Monat März d. Is. betragen 


a. für 100 kg Weizen 18,50 & 
b. ” ” ” Roggen . 14,— ” 
Con „ „ Gerſte 4815 „ 
11 13,25 „ 
„„ es) Le 3 1650 
f. „ „ „ Eß⸗Kartoffeln. 6 „, 
g- ” ” ” Richtſtroh 2,80 ” 
h. „ „ „ Krummſtroh 2 
” ” mn UA Heu = 4,15 ” 


Nr. 9. Marienburg, ben 30. März 1904. 

Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben mittelſt Aller- 
höchſter Ordre vom 29. Februar d. Is. dem Münſterbaukomitee 
in Ulm (Königreich Württemberg) die Erlaubnis zu erteilen 
geruht, Loſe zu den für die Vollendung des Ausbaues des 
Ulmer Münſters geplanten, von der Königlich Württembergiſchen 
Staatsregierung genehmigten zwei weiteren Lotterien, zu 
denen je 300 000 Loſe a 3 % ausgegeben werden dürfen 
auch im diesſeitigen Staatsgebiete zu vertreiben. Die Ziehung 
der beiden Lotterien, bei denen je 7770 Geldgewinne im Ge⸗ 
ſamtbetrage von 350000 .% zur Ausſpielung gelangen werden, 
ſoll im Mai der Jahre 1904 und 1905 ſtattfinden. 


Nr. 10. Marienburg, den 31. März 1904. 
Daß die Fleiſchbeſchauer Agenturen von Schlacht 
viehverſicherungen übernehmen, kann nicht geſtattet 
werden (§ 11 der Ausführungsbeſt. B). Dagegen unterliegt 
es keinem Bedenken, wenn die Fleiſchbeſchauer bei Schlacht⸗ 
viehverſicherungen in der Weiſe mitwirken, daß fie Gutachten 
über die zu verſichernden Tiere, ſowie über die von den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften zu erſetzenden Schäden abgeben. Die 
Vergütung hierfür darf jedoch weder in einem Anteil an 
der Prämie oder; an der Verſicherungsſumme noch in einer 
ſonſtigen Beteiligung an den finanziellen Ergebniſſen dee Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften beſtehen. Die Entlohnung darf viel⸗ 


mehr nur nach feſten Sätzen für jede Begutachtung, jede Be⸗ 
ſcheinigung u. ſ. w. erfolgen oder in einer feſten Vergütung 
für einen beſtimmten Zeitabſchnitt beſtehen. 


Nr. 11. Marienburg, den 31. März 1904. 

Der Gemeindevorſteher Dyck zu Prangenau iſt als Schul⸗ 
kaſſen⸗Rendaut der ev. Schule daſelbſt gewählt und bon 
mir beſtätigt worden. 


Nr. 12. Marienburg, den 29. März 1904. 
Unter dem Schweinebeſtande der Molkerei zu Schönau iſt 
die Schweineſenche ausgebrochen. 


Nr. 13. Marienburg, den 5. April 1904. 
Das „Institut de la surdité des maladies de la 
gorge et du ney“ in Paris fol neuerdings unter dem 
Namen „Institut Dermothérapique“ Paris 19 rue de la 
Pepiniére, Retlameangeigen an dentfde Zeitungen ſenden. 
Der Bevölkerung des Kreiſes wird beſondere Vorſicht 
gegenüber den Anerbietungen des Inſtituts empfohlen. 


Nr. 14. Marienburg, den 5. April 1904. 

Nach den beſtehenden Beſtimmungen follen die Poltzei⸗ 
behörden den Betrieb von Lokomobilen, die ohne Keſſelbuch 
find oder deren Reviſtonsbuch einen Vermerk über die im letzt⸗ 
verfloſſenen Jahr (jetzt Etatsjahr) ausgeführte Revifion nicht 
enthält, unterſagen. 

Dieſe Beſtimmungen haben ſich, wie eine Keſſelexploſion 
gezeigt hat, nicht als ausreichend erwieſen; es dürfen daher 
auch ſolche Keſſel nicht zum Betriebe zugelaſſen werden, welche 
nach Ablauf der vom Keſſelprüfer feſtgeſetzten Friſt für die 
Beſeitigung gefahrdrohender Mängel weiter benutzt werden ſollen, 
ohne daß der Keſſelbeſitzer durch einen Vermerk im Keſſelbuch 
oder auf andere Weiſe glaubhaft nachzuweiſen vermag, daß 
eine Gefahr für den Keſſelbetrieb nicht mehr beſteht. 


Nr. 15. Marienburg, den 5. April 1904. 

Der Muſiker Paul Emil Kaden, geboren am 20. Juni 
1872 zu Hohentanne, hat ſich am 19. September v. Is. von 
Frankfurt a. M. heimlich entfernt und feine Familie ohne 
Mittel zurückgelaſſen, ſo daß das Armenamt dieſelbe unter⸗ 
ſtützen muß. Die Nachforſchungen nach ihm waren erfolglos. 

Perſonalbeſchreibung. 

Stand oder Gewerbe: Muſiker, Familiennamen: Kaden, 
Vornamen: Paul Emil, Stand: (ob ledig oder verheiratet) 
verheiratet, Geburtsort: Hohentanne, Kreis Bieberſtein, Staat 
Sachſen, Heimatsort: Frankfurt a. M., Kreis Frankfurt a./ M., 
Tag der Geburt: 20. 6. 1872, Religion: evangeliſch, Größe: 
1,72 m, Haare: ſchwarz, Stirn: hoch, Augenbrauen: ſchwarz, 
Augen: ſchwarz, Naſe: ziemlich lang, Mund: gewöhnlich, Zähne: 
vollſtändig, Kinn: rund, Bart: dunkelblonder Schnurr⸗ und 
Spitzbart, Geſichtsbildung: rund, Geſichtsfarbe: bräunlich, Geſtalt: 
kräftig, Sprache: ſächſiſcher Dialekt, beſondere Kennzeichen: keine. 
Bekleidung: dunkelblaugeſtreifte Hoſe, ſchwarzer Gehrock mit 
abgerundeten Ecken, ſteifen ſchwarzen Hut und ſchwarze Schnür⸗ 
ſtiefel, ferner grauen Sommerüberzieher, blau und weiß ge- 
ſtreiftes Chemiſet, runden Stehkragen und blau und weiß ge- 
ſtreifte Kravatte (Schleife). 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


atte 1, Auf Antrag mehrerer Gemeindemitglieder der 
Gemeinde Katznaſe ſoll der Weg, welcher von der Altfelder⸗ 
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| Neufeld in Heubuden entfernt. 


Katznaſer Pflaſterſtraße in nördlicher Richtung nach der Klein⸗ 
bahnhalteſtelle Katznaſe⸗Ansban und der Befitzung des Herrn 
Gutsbeſitzers Pohlmann führt, für öffentlich erklärt werden. 
Einſprüche können innerhalb 4 Wochen zur Vermeidung des 
Ausſchluſſes bei der Wegepolizeibehörde geltend gemacht werden. 
Schönwieſe, den 9. April 1904. 
Der Amtsvorſteher. 


Nr. 2. Das Dienſtmädchen Johanna VBomkowski 
aus Eichfelde hat fic) aus ihrem Dienfte bei dem Hofbefiger 
Es wird gewarnt, fie in 
Arbeit zu nehmen, auch iſt über den Aufenthalt derſelben zwecks 
Beſtrafung Anzeige zu erſtatten. 
Trampenau, den 11. April 1904. 
Der Amtsvorſteher. 


Nr. 3. Nach Fertigſtellung der Pflaſterſtraße Kunzendorf 
Groß Montau ſoll der Bieſterfelder Weg, von der Provinzial⸗ 
Chauſſee bis zum Anſchluß an die Pflaſterſtraße bei der 
Göhrtz'ſchen Mühle als öffentlicher Weg eingehen. 

Etwaige Einſprüche ſind innerhalb 4 Wochen vom heutigen 
Tage beim Bezirksamt Kunzendorf bei Vermeidung des Aus⸗ 
ſchluſſes anzubringen. 

Kunzendorf den 13. April 1904. 

Der Amtsvorſteher. 


Nr. 1. Bekanntmachung. 


Montag, den 18. April er., 
10 Uhr vormittags, 


findet im „Deutſchen Hanfe* zu Neuteich die 


ordentliche Generalverſammlung 


der Gr. Werderkommune ſtatt. 

1. Antrag des Herrn Landrats wegen Gewährung einer 
Beihilfe zur Herſtellung einer Kunſtſtraße von Kl. Leſewitz 
nach Halbſtadt. 

. Antrag der Gemeinde Schloß⸗Kalthof wegen Reparatur 
einer Pflaſterſtraße von Stadt⸗Kalthof bis zur Provinzial⸗ 
chauſſee. 

. Vorlage wegen Beſitzergreifung event. in [prozeſſuellem 
Wege, einer laut Grundbuch der Gr. Werderkommune 
gehörigen Nogatkämpe. 

. Antrag der Schadwalder Entwäſſerungsgenoſſenſchaft auf 
Räumung der Schadwalder Lake. 

Rechnungslegung pro 1903. 

. Verteilung der Schwentenkämpenpacht pro 1903 und Be⸗ 
ſchlußfaſſung über Abtretung derſelben an den Strom- 
baufiskus, wie vorläufige Weiterverpachtung. 

Die Ausgabe der Weidezettel findet von 2½ Uhr 
nachmittags ab ſtatt. 
Tannſee, den 29. März 1904. 


Bepräfentanten-Rollegium. 
Schroedter. 


Druck von O. Halb» Marienburg. 


